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Regulierung der Finanzmärkte

Herr Präsident,

Sehr geehrte Damen und Herren

Die grün-rote Landesregierung hat heute einen Haushalt eingebracht, dessen Gütesiegel die Netto-Null-Verschuldung ist. Die Bundesregierung in Berlin hingegen hat einen Haushalt mit 24 Mrd. Euro Neuverschuldung verabschiedet, und dies, ohne die Risiken für die Eurorettung auch nur ansatzweise einzupreisen. 

Gleichzeitig sucht der Europäische Rat in immer wieder neuen Gipfelnächten  Wege aus der Krise.  Und die Europäische Kommission überarbeitet  derzeit geltende EU-Rechtsetzung, um den Handel mit  verschiedensten Produkten der Finanzmärkte transparent zu machen und strikten Regularien zu unterwerfen. 

Denn eines ist klar: 

Das Gebaren der Finanzmärkte hat die immense Staatsverschuldung, in der einige Mitgliedstaaten der Währungsunion stecken und aus der sie aus eigener Kraft nicht  herauskommen werden, dramatisch zugespitzt.

Am 20. Oktober hat die EU-KOMMISSION deshalb ihre Vorschläge für massive Veränderungen zur Regulierung der Finanzmärkte vorgestellt. Kern ist die Überarbeitung der Richt​linie über Märkte für Finanzinstrumente (= die sog. Finanzmarktrichtlinie).

Mit dieser novellierten Richtlinie und einer Verordnung, die meine Fraktion beide im Grundsatz begrüßt, sollen bestehende Lücken bei der Regulierung der Finanzmärkte und ihrer Instrumente geschlossen werden. 

· So gab es für einige Finanzprodukte bislang  Handelsplattformen, die gar keiner Regulierung unterlagen. Dies soll sich ändern. 

· Insgesamt sollen die Märkte deutlich transparenter werden, um damit Anleger zu schützen. 

· Aufsichtsbehörden sollen künftig besser eingreifen können, wenn der Anlegerschutz, die Finanzstabilität oder das Funktionieren der Märkte gefährdet sind.

· Die Vorschläge der Kommission berücksichtigen auch den Hochfrequenzhandel, also den berüchtigten Klick, mit dem in Bruchteilen einer Sekunde Milliardenbeträge um die Welt fließen und den Börsenhandel zusammenbrechen lassen können. Solchermaßen künstliche Kursschwankungen müssen in Zukunft unterbunden werden.

· Und schließlcih sollen Kleine und Mittlere Unternehmen  künftig von speziellen, auf sie abgestimmten Regeln, profitieren. Das schafft für die KMUs in unserem Land Transparenz und Effizienz.

Sehr geehrte Damen und Herren

Nach der gestrigen Beratung im EuropaAusschuss werden wir den nun beginnenden Prozess der Abstimmung auf den beteiligten Ebenen vom Bundesrat bis zum Europaparlament und am Ende dann dem Europäischen Rat konstruktiv begleiten. Dabei haben wir auch die Auswirkungen im Blick auf unsere Landesbank, die Volks- und Raiffeisenbanken und den Schutz der Verbraucherinnen und Verbraucher.

Die Volks- und Raiffeisenbanken müssen unseren kleinen und mittleren Unternehmen gute Zinskonditionen bieten könne. Darum darf die Finanzmarktregulierung nicht zu einer Kreditklemme führen.

Es muss eine fundierte und am Ursprung der Quelle ansetzende Regulierung vereinbart werden, die auch ein Verbot von Finanztransaktionen möglich macht. Bis zum Sommer nächsten Jahres sollten wir diesen Prozess auf europäischer Ebene abgeschlossen haben.

Wo wir aber nicht noch mehr Zeit verlieren dürfen, und das sage ich ganz bewusst im Blick auf unsere Kanzlerin, ist die Eurorettung: 

Die Bundesregierung muss endlich mit Instrumenten und klaren Regeln das zerschlagene Vertrauen durch x-fache Kehrtwendungen und unzureichende Maßnahmen wieder herstellen – bei den Finanzmärkten und bei den Bürgerinnen und Bürgern.  

Meine Damen und Herren

Stabilität, die eine gemeinsame Währung wie der Euro braucht und die wir alle parteiübergreifend anstreben, ist nicht umsonst zu haben. Stabilität im Euroraum werden wir nur herstellen, wenn sich die Mitgliedstaaten an die Kriterien des Stabilitätspakts von Maastricht halten. Von diesen sind praktisch alle, und ich sage nochmals alle - auch Deutschland - im Jahr 2011 mehr oder weniger weit entfernt. 

Deshalb sind die jetzt vom Gipfel auf den Weg gebrachten Instrumente, wie Sanktionsmechanismen für Schuldenstaaten, die sich nicht an die Regeln halten, die verfassungsrechtliche Einführung einer Schuldenbremse durch jeden einzelnen Mitgliedstaat und auch das Vorziehen des Europäischen–Stabilitäts-Mechanismus ESM überfällig.

Dieser eingeschlagene Weg muss aber dringend flankiert und ergänzt werden mit weiteren Schritten

· hin zu einer echten Fiskalunion. 

· hin zu einer demokratischen Legitimierung, Kontrolle und Nachvollziehbarkeit der Vertragsinhalte.

· hin zu kontrollierter Haushaltsdisziplin und mit klugen Investitionen in die Realwirtschaft .

· und hin zur Besteuerung der Finanzmärkte durch eine Finanztransaktionssteuer.

· hin zu Eurobonds, die unter strengen Auflagen und enger Überwachung ausgegeben werden müssen.

Wir brauchen in Europa beides, meine Damen und Herren:  

Fiskalische Solidität und gleichzeitig auch fiskalische Solidarität. Nur so können wir Spekulationen und Zinsaufschlägen für Staatsanleihen Einhalt  gebieten. 

Die Auswirkungen der Sparpolitik und der Strukturmaßnahmen in den Krisenstaaten allerdings werden wir sorgsam in den Blick nehmen. 

Es liegt in der Verantwortung der Europäischen Gemeinschaft und jedes einzelnen Mitgliedsstaats, den notwendigen Strukturwandel und Maßnahmen der Harmonisierung von Löhnen und Mindestlöhnen bis hin zur Arbeitszeit maßvoll anzugehen. 

Und, das liegt mir und meiner Fraktion besonders am Herzen, es muss uns gelingen, die in manchen Mitgliedstaaten dramatisch hohe Jugendarbeitslosigkeit (Spanien 45,7%) umzukehren. Mehr als 5 Millionen junge Menschen unter 25 Jahren waren in der EU im letzten Jahr arbeitslos, während wir in Baden-Württemberg unter Fachkräftemangel leiden! 

Europa muss und kann auch der jüngeren Generation eine Perspektive bieten!

Meine Damen und Herren

Die Wirkung der Gipfelbeschlüsse von letzter Woche bleibt bisher an den Märkten aus.

Jetzt müssen endlich energische und mit den Parlamenten abgestimmte, entschlossene Schritte folgen,  solide und solidarisch.
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